
STARK
SOZIAL GERECHT

DEIN PARTNER IN DER ARBEITSWELT.

STARK SOZIALSOZIAL
2009

17. ÖGBBUNDESKONGRESS
30. JUNI BIS 2. JULI

ANTRÄGE

FASSUNG GEMÄSS BESCHLUSS DURCH DEN 17. ÖGBBUNDESKONGRESS, 30. JUNI BIS 2. JULI 2009



METATITEL HIER2

STARK
STARK

SOZIAL GERECHT

DEIN PARTNER IN DER ARBEITSWELT.
17. ÖGBBUNDESKONGRESS 2009

30. JUNI BIS 2. JULI 2009
WWW.OEGB.AT17. ÖGBBUNDESKONGRESS

30. JUNI BIS 2. JULI

IMPRESSUM

Herausgeber: Österreichischer Gewerkschaftsbund, Laurenzerberg 2, 1010 Wien.
Tel.: 01/534 44, Fax: DW 204. E-Mail: oegb@oegb.at. ZVR-Nummer: 576439352.
Hersteller: Verlag des ÖGB GmbH, 1230 Wien, Altmannsdorfer Straße 154–156.
Foto © Paul Sturm, ÖGB-Verlag; fotolia
Konzeption und Gestaltung © Natalie Nowakowski, ÖGB-Verlag
Layout und Grafi k © Dietmar Kreutzberger, ÖGB-Verlag



MetAtIteL HIer 3

17. Ögb-bundeskongress 2009

inhaltsverZeichnis

1 kurswechsel 8

2 die finanZmarktkrise 9

2.1 wirtschaftspolitischer kurswechsel, 

 regulierung der finanZmärkte 10

3 starker staat 14

3.1 budgetpolitik 14

3.2 steuerpolitik 14

3.3 soZiale sicherheit 17

3.3.1 neue arbeitswelt – neues arbeitsrecht 17

3.3.2 arbeitsmarktpolitik 20

3.3.3 integration 23

3.3.4 bedarfsorientierte mindestsicherung 23

3.3.5 arbeitsZeit – lebensZeit 24

3.3.6 bildungspolitik 25

3.3.7 gesundheitspolitik 29

3.3.8 arbeitnehmerinnenschutZ und bedienstetenschutZ 31

3.3.9 familienpolitik 32

gerecht





17. Ögb-Bundeskongress 2009

5Antrag der GÖD

Die hohe Qualität und Leistungsfähigkeit des öster-
reichischen Öffentlichen Dienstes findet sowohl 
national wie auch international hohe Anerkennung. 
Zahlreiche ReformmaSSnahmen zur nachhaltigen 
Modernisierung des Öffentlichen Dienstes und zur 
Stärkung von Bürgernähe, Effektivität und Effizienz 
wurden und werden von hoch motivierten öffent-
lich Bediensteten mit viel Eigeninitiative entwickelt 
und umgesetzt. Der Öffentliche Dienst in Österreich 
weist höchste Funktionalität auf, ist korruptions-
resistent und ein wesentlicher Parameter für den 
Wirtschaftsstandort Österreich. Der Öffentliche 
Dienst ist vor allem in Zeiten der Wirtschaftkrise 
Garant für Sicherheit und Stabilität. Er ist die Basis 
für einen gemeinwohlorientierten Leistungsstaat.

Daseinsvorsorge:

Die kollektiven Grundrechte zur Sicherung der Daseinsvor­
sorge und die damit verbundenen dem Gemeinwohl zugu­
te kommenden Dienstleistungen müssen ausschließlich im 
Rahmen demokratisch legitimierter Kontrolle erbracht wer­
den. Die öffentlichen Dienste sind jene Organisationen, die 
eine Leistungserbringung im Sinne der Bürgernähe unter 
diesen Rahmenbedingungen garantieren.

Marktöffnungen und Privatisierungen in diesen Bereichen 
(beispielsweise Wasserversorgung, Gesundheit, Bildung 
und Sicherheit) entsprechen nicht der Interessenlage der 
österreichischen Bevölkerung und der von der GÖD ver­

tretenen Kolleginnen und Kollegen und werden daher ent­
schieden abgelehnt.

Die GÖD fordert daher, Dienstleistungen zur Sicherung der 
Daseinsvorsorge, insbesondere Dienstleistungen in den Be­
reichen Wasserversorgung, Gesundheitswesen, Bildung, in­
nere und äußere Sicherheit, den Bereich Hoheitsverwaltung 
an sich sowie jene Bereiche der Leistungsverwaltung, die 
von den Gebietskörperschaften im Sinne des Subsidiaritäts­
prinzips organisiert werden, im Rahmen demokratischer 
Kontrolle nach dem Prinzip der Bürgernähe sicherzustellen. 
Das Risiko des Marktes ist mit der Gemeinwohlorientierung 
dieser Leistungen und den damit verbundenen Anforde­
rungen nicht vereinbar!

Sozialpartnerschaft gilt für alle!

Die Sozialpartnerschaft ist eine wichtige und unverzicht­
bare Errungenschaft der Zweiten Republik und bedeutet 
konstruktiv und lösungsorientiert zu verhandeln. Durch 
diese konsensorientierte Verhandlungskultur konnte sich 
Österreich in einem Klima des sozialen Friedens zu einem 
der reichsten Länder dieser Erde entwickeln. Dieses System 
darf weder für die Privatwirtschaft noch für den öffentlichen 
Dienst in Frage gestellt werden!

Steuergerechtigkeit

Die mit 1. Jänner 2009 umgesetzte Steuerreform war ein 
wichtiger und richtiger Entlastungsschritt für jene, die noch 
Steuern zahlen, und für die Familien. Es muss jedoch auch 

Antrag der

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst

Mehrheitliche zuweisung an den Bundesvorstand
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dafür gesorgt werden, dass die Verpfl ichtung zur anteils­
mäßigen Finanzierung des gemeinwohlorientierten Staates 
durch Steuer­ und Abgabenleistung von allen wahrgenom­
men wird. es müssen daher
1. Steueraußenstände eingehoben werden und
2.  Maßnahmen gesetzt werden, dass auch internatio­

nal agierende Unternehmen in jenen Ländern, wo sie 
produzieren und ihre Produkte verkaufen, Steuerleis­
tungen erbringen.

die gewerkschaft Öffentlicher dienst fordert, dass der ge-
meinwohlorientierte staat wieder ausgewogener finanZiert 
wird. nicht nur arbeitnehmerinnen und arbeitnehmer sowie 
klein- und mittelbetriebe, sondern auch international agie-
rende und grosse unternehmen müssen ihren gerechten bei-
trag Zur finanZierung des gemeinwohlorientierten staates 
leisten.

gesundheit

das System der Selbstverwaltung im gesundheitsbereich 
hat sich überaus bewährt und ist beizubehalten. dadurch 
wird im Sinne der Subsidiarität maßgeschneiderte gesund­
heitsversorgung sichergestellt. das hat dazu geführt, dass 
Österreich eines der besten gesundheitssysteme weltweit 
vorzuweisen hat.
die Selbstverwaltung als oberstes Organisationsprinzip 
bedingt auch, dass Steuerungsinstrumente des Hauptver­
bandes dieses verfassungsrechtlich verankerte Prinzip be­
inhalten müssen. damit ist gewährleistet, dass territoriale, 
berufsgruppenorientierte und trägerspezifi sche Besonder­
heiten optimal berücksichtigt werden können.

auf die im vorfeld des 17. Ögb-bundeskongresses übermit-
telten anträge wird verwiesen.

17. Ögb-bundeskongress 2009
30. juni bis 2. juli 2009

www.oegb.at
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initiativantrag des

Österreichischen gewerkschaftsbundes

einstimmige annahme

für eine rasche entschuldung der krankenkassen

der 17. Ögb-bundeskongress fordert, dass das paket 
der selbstverwaltung Zur entschuldung der kran-
kenkassen raschest umgesetZt wird. die bundesre-
gierung soll das geld, das dafür beschlossen und 
budgetiert wurde, nicht blockieren, sondern die 
konstruktiven vorschläge der selbstverwaltung 
anerkennen und umsetZen.

die Sozialpartner in der Selbstverwaltung sowie die Ärzte­
kammer haben sich auf konstruktive Vorschläge zur Kas­
sensanierung geeinigt. der Vorwurf, dass von Seite der Ver­

sicherungsträger zu wenig ausgabenseitige Maßnahmen 
vorgeschlagen worden seien, ist nicht nachzuvollziehen.

der Hauptverband hatte unter anderem vorgeschlagen, 
die Ärztehonorare neu zu regeln und bei den Medika­
mentenkosten zu sparen. Alle Maßnahmen können aber 
nur das Wachstum der Ausgaben bremsen. Um die Schul­
den der Krankenkassen abzubauen, sind aber zusätzliche  
Mittel unbedingt notwendig, sonst explodieren die Ko­
sten, die allein für Zinsen ausgegeben werden müssen 
– und das geld für die optimale Versorgung der Kranken 
fehlt.

die selbstverwaltung wird an dieser ZielsetZung im sinne der 
patientinnen und patienten weiter arbeiten.
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Initiativantrag der

Gewerkschaft Metall-Textil-Nahrung

Mehrheitliche Annahme

Sozialakademie/Bildungshaus Wien

Der 17. ÖGB-Bundeskongress fordert den ÖGB-Bundes-
vorstand und ÖGB-Vorstand, die Arbeiterkammern 
und die Bundesarbeitskammer auf, sicherzustellen:

»» dass am Stadtrand Wiens ein gewerkschaftliches Bil­
dungshaus geschaffen oder erhalten wird;

»» dass dort, neben zahlreichen gewerkschaftlichen Kursen 
auch die gewerkschaftliche Spitzenausbildung „Sozial­
akademie“ durchgeführt wird.

Begründung:

Bildung ist ein zentraler Wert der ArbeiterInnen-Bewegung, 
von ihrem Beginn an bis heute. Ob im Kampf gegen Rechts­
extremismus und autoritäre Tendenzen, zur Aufklärung 
über die Rechte der AN oder in aktuellen politischen Aus­
einandersetzungen: Information und Bildung unserer Funk­
tionärInnen und Mitglieder ist unser Lebenselixier, ist der 
Motor des gesellschaftlichen Fortschritts!

Umso schmerzlicher ist es, dass der ÖGB wirtschaftlich ge­
zwungen war, in den letzten Jahren praktisch sämtliche 
Bildungshäuser in Wien zu schließen (Hueber-Haus, Neu­

waldegg, Gloriettegasse). Nun soll auch noch das Karl Weigl-
Haus der AK-Wien (Hinterbrühl) – 1949 in wirtschaftlich weit 
schwierigeren Zeiten als heute gegründet – mit Jahresende 
geschlossen werden. Damit würde auch die gewerkschaft­
liche Sozialakademie ihre Heimat verlieren.

Es kann nicht hingenommen werden, dass die Gewerkschafts-
bewegung in Wien (-Umgebung) über kein einziges echtes Bil-
dungshaus verfügt, das bei mehrtägigen Kursen auch die 
Übernachtung und den informellen Kontakt ermöglicht – 
eine Unterbringung in Hotels ist keine auf Dauer akzeptable 
Lösung! Das AK-Bildungszentrum (BIZ) ist nach Lage, Auss
tattung und Ambiente für Tageskurse gut geeignet, für mehr-
tägige Kurse bzw. gar die Sozialakademie aber nicht. 

Der 17. ÖGB-Bundeskongress fordert daher in Ver-
folgung und Konkretisierung des Beschlusses des 
ÖGB-Bundesvorstands zur Zukunft der Sozialkade-
mie, aber auch wegen der unbedingten Notwendig-
keit eines gewerkschaftlichen Bildungshauses Wien 
und unserer selbstverständlichen Pflicht, das Erbe 
der Bewegung in guten wie schwierigen Zeiten zu 
wahren: Entweder ist das Karl-Weigl-Bildungshaus 
neu zu errichten oder eine gleichwertige Lösung am 
Stadtrand Wiens schnellstmöglich zu realisieren.

InitiativAntrag der GMTN
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arbeitsmarktservice in arbeitnehmerinnenhände!

der Österreichische gewerkschaftsbund fordert, 
dass das arbeitsmarktservice in eine einrichtung 
umgestaltet wird in der die selbstverwaltung die 
 geschäfte führt. in den entscheidungsgremien sol-
len vertreterinnen der arbeitnehmerinnen eine 
deutliche mehrheit darstellen. 

die beschickung dieser gremien soll nach den er-
folgsmodell und den kriterien wie bei den gebiets-
krankenkassen erfolgen. dem bundesminister für so-
Ziales und arbeit soll Zukünftig ein aufsichtsrecht 
Zukommen vor allem im hinblick auf die korrekte und 
effiZiente einsetZung der finanZiellen mittel. 

die leitenden angestellten des ams auf bundes-, lan-
des- und regionalebene sollen  mit beratender stim-
me in den gremien vertreten sein.  

begründung:

ArbeitnehmerInnen sind in vielfacher Weise davon betrof­
fen, welche Linie im AMS vertreten wird. Im aufrechten 
Arbeitsverhältnis sind sie von Vorgehensweisen bei Kurz­
arbeitsvereinbarungen, Bildungsangeboten, Fördermög­
lichkeiten und Altersteilzeitvereinbarungen betroff en. 
Bei Arbeitslosigkeit reicht die Betroff enheit von der Aus­
bildungsgarantie bei Jugendlichen bis zum Umgang mit 
Arbeitslosigkeit kurz vor der Pensionierung. Arbeitneh­
merInnen müssen daher ein viel stärkeres Mitspracherecht 
bekommen, weil es für sie viele existenzielle Auswirkungen 
hat, ob in ihrem Sinnen oder gegen ihre Interessen gehan­
delt wird. es ist nicht verständlich, warum Arbeitgebern ein 
Mitspracherecht eingereicht wird, dass in keinem Verhältnis 
zu den betroff enen ArbeitnehmerInnen steht. Im gesund­
heitswesen ist dieses Mitspracherecht gegeben und stellt 
seine Handlungsfähigkeit auch dementsprechend unter 
Beweis. es ist daher nahe liegend dies auf den Bereich der 
Arbeitslosenversicherung zu übernehmen. gerade in Zeiten 
der Krise wird spürbar, wie wichtig ein Arbeitsmarktservice 
ist, das im Sinne der ArbeitnehmerInneninteressen agiert.

initiativantrag der kollegen

schaller und sulZbacher

einstimmige annahme

InItIAtIVAntrAg der KOLLegen SCHALLer Und SULZBACHer
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Die jüngsten Ereignisse um und in der österreichischen Medi-
enlandschaft – in Medienkonzernen wie im öffentlich-recht-
lichen Rundfunk - drohen hunderte (Qualitäts-)Arbeitsplätze 
zu vernichten und gefährden den unabhängigen Journalis-
mus. Der ÖGB-Bundeskongress beschlieSSt deshalb folgende 
Forderungen an den Gesetzgeber und  an die Medienunterneh-
mer: 

Der ÖGB-Bundeskongress fordert die österreichi-
schen Medienunternehmer auf, ihre Versuche, die 
Wirtschaftskrise als Vorwand für arbeitsrechtli-
che Verschlechterungen zu benutzen, unverzüglich 
zu beenden. Ausgliederungen und Umgehungshand-
lungen wie die Gründung von Gesellschaften über-
wiegend zu dem Zweck, bestehende Kollektivver-
träge auszuhebeln, führen zu einer dramatischen 
Verschlechterung  der wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen für zahlreiche Medienschaffende und 
bedrohen dadurch den unabhängigen Journalismus. 

Es sind einheitliche kollektivvertragliche Rahmenrege­
lungen für  sämtliche Medienbetriebe, einschließlich der 
Tochterbetriebe zu schaffen. 

Wenn Unternehmer vorgeben, einen neuen Kollektivvertrag 
verhandeln zu wollen, gleichzeitig aber bestehende Verträ­
ge brechen, dann dokumentiert das eine Missachtung des 
Verhandlungspartners und zeigt, wie wenig den Akteuren 

der Arbeitgeberseite an einem  fairen Interessenausgleich 
und konstruktiven Verhandlungen gelegen ist.

Die nicht nur von der internationalen Wirtschaftskrise son­
dern auch von schweren Managementfehlern verursachten 
ökonomischen Schwierigkeiten etlicher österreichischer 
Medienunternehmen dürfen nicht ganz einfach auf die 
Beschäftigten überwälzt werden. Die Zerstörung der wirt­
schaftlichen Basis der Journalistinnen und Journalisten ist 
kein Ausweg, sondern ein weiterer Beitrag zur Zerstörung 
der Medienlandschaft.

Dem hat auch die Medienpolitik Rechnung zu tragen, 
weshalb der ÖGB-Bundeskongress vom Gesetzgeber 
fordert: 

»» Die noch klarere Präzisierung des Begriffs „abhängige 
Arbeit“, um zu verhindern, dass immer mehr Menschen 
in Österreich aus dem Arbeitsrecht in rechtswidrige, 
vorgeblich „freie“ Beschäftigungsverhältnisse gedrängt 
werden und die Rechtsdurchsetzung zu verbessern. Me­
dienförderung hat die Einhaltung der korrekten arbeits- 
und sozialrechtlichen Bestimmungen für Journalistinnen 
und Journalisten und der Journalisten-Kollektivverträge 
zu berücksichtigen.

»» Die Medienförderungsauszahlung und die Privatrund­
funklizenzen sind an die Existenz von Redaktionssta­

Initiativantrag der

Gewerkschaft der Privatangestellten,  
Druck, Journalismus, Papier

Gewerkschaft der Gemeindebediensteten- 
Kunst, medien, sport, freie Berufe

Einstimmige Annahme

InitiativAntrag der Gpa-djp und der gdg-kmsfb
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tuten und an die Einhaltung journalistischer Tätigkeit ad­
äquater arbeitsrechtlicher Mindeststandards zu koppeln, 
also z.B. daran, dass JournalistInnen nach dem Journa­
listenkollektivvertrag angestellt sind. Medienunterneh­
men, die ihren journalistischen, kaufmännischen oder 
technischen Beschäftigten via fragwürdiger Ausgliede­
rungspolitik oder anderer Methoden kollektivvertrag­
liche Mindeststandards entziehen, sind im Begriff eine 
branchenweite Dumpingspirale in Gang zu setzen. Sol­
che Unternehmen sollen keinen Anspruch auf öffentlich 
finanzierte Förderung haben. 

»» Das Journalistengesetz ist an die Entwicklung der jour­
nalistischen Produktionsbedingungen - insbesondere 
im Online-Bereich - anzupassen. 

»» Bei der „Medienbehörde neu“ ist soweit wie möglich auf 
Selbstkontrollmechanismen zu setzen, also sind in allen 
wesentlichen Gremien 50% der Mitglieder von Arbeit­
nehmervertreterInnen zu besetzen. 

Wirtschaftlich gesicherte Grundlage für ORF gewährleisten
Bestandsgarantie für den öffentlich rechtlichen ORF

Der 17. ÖGB-Bundeskongress fordert die Bestands-
garantie für den öffentlich-rechtlichen ORF durch 
Kompensation der rückläufigen Werbeerträge in 
Form der längst überfälligen Refundierung der Ge-
bührenbefreiungen und weitere MaSSnahmen, um die 
Unabhängigkeit des ORF durch unzureichende Finan-
zierungsgrundlagen nicht zu gefährden.

Eine wirtschaftlich gesicherte Grundlage des ORF als 
starkes, unabhängiges Leitmedium ist zu gewährleisten, die 
geplante Vernichtung von mindestens 440 Arbeitsplätzen 
zu stoppen. Eine der Grundvoraussetzungen eines wirklich 
unabhängigen ORF ist eine völlig neue Konstruktion von 
dessen Aufsichtsgremien. Diese sind analog zu Aufsichts­
gremien anderer Großunternehmen zu konstruieren, d.h. 
nach dem Vorbild des Aktiengesetzes wonach ein Drittel der 
Mitglieder Belegschaftsvertreter sind. Wer als „Eigentümer­
vertreter“ in Aufsichtsgremien entsandt wird, muss öffent­
lich kontrollierbar und nachvollziehbar gemacht werden. 
Jedenfalls sind beim Auswahlmodus Voraussetzungen zu 
schaffen, die sicherstellen, dass den ORF-Aufsichtsgremien 
nur Mitglieder angehören, die über fachliche Qualifikation 
verfügen und ihre persönliche Reputation nicht leichtfertig 
Fraktionsvorgaben unterordnen. 

17. Ögb-Bundeskongress 2009
30. Juni bis 2. Juli 2009

www.oegb.at

InitiativAntrag der Gpa-djp und der gdg-kmsfb
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initiativantrag der

gewerkschaft der gemeindebediensteten-
kunst, medien, sport, freie berufe

mehrheitliche annahme

verankerung des radio-sYmphonieorchesters wien 
(rso) im orf-gesetZ 

der 17. Ögb-bundeskongress fordert die veranke-
rung des rso im neuen orf-gesetZ. der orf soll den 
gesetZlichen auftrag bekommen, das rso in vollem 
umfang eines klassischen sYmphonieorchesters Zu 
betreiben, für die erfüllung seines kultur- und pro-
grammauftrags und darüber hinaus Zur fÖrderung 
der Österreichischen identität im bereich der Zeitge-
nÖssischen musik.

begründung:

das rSO Wien (radio­Symphonieorchester Wien) gehört zu 
den wichtigsten und international renommiertesten Klang­
körpern dieses Landes. es widmet sich der Pfl ege zeitge­
nössischer aber auch klassischer Musik und setzt sich für 
die Förderung junger Künstlerinnen und Künstler, sowie 
musikalisch innovativer Ideen ein. Auch für das OrF­radio­
programm Ö1 bringt das rSO mit seinem charakteristischen 
repertoire der Moderne und des raren, Facetten jener ös­

terreichischen Programmidentität, die andernorts und auf 
andere Weise nicht präsentiert werden und/oder präsen­
tiert werden können.  

das rSO ist das einzige rundfunkorchester in Österreich. In 
deutschland leistet sich die Ard insgesamt 14 rundfunk­
orchester, der Bayerische rundfunk alleine betreibt zwei 
eigene rundfunkorchester. europaweit sind 40 öff entlich­
rechtliche Klangkörper fi xer teil ihrer rundfunkanstalten. 
nur Portugal verfügt als einziges eU­Land über kein eigenes 
rundfunkorchester – und Österreich empfi ndet sich wohl 
durchaus zu recht als „Kulturnation“.

der orf muss Zu seinem kulturauftrag stehen – gegebenen-
falls diesen per gesetZ verordnet bekommen – um den ruf 
 Österreichs als musikland nicht Zu beschädigen. das rso 
ist ein garant dafür, dass ein Zeitgemässes und aktuelles 
 repertoire einen fixen platZ im Österreichischen musik-
leben hat. und es sorgt dafür, dass ZeitgenÖssische kom-
ponistinnen und komponisten aufgeführt werden. eine 
 etwaige ausgliederung oder gar auflÖsung des rso lÖst 
keineswegs die finanZprobleme der gegenwärtigen orf- 
geschäftsführung.

InItIAtIVAntrAg der gdg-KMSFB
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Initiativantrag der

Gewerkschaft der Privatangestellten,  
Druck, Journalismus, Papier

Einstimmige Annahme

Gegen Antisemitismus, Rassismus und Rechtsextre-
mismus

Mit Sorge beobachten wir, dass rechtspopulistische, rassi-
stische und rechtsextreme Kräfte in Österreich immer selbst-
bewusster und aggressiver auftreten. Einen vorläufigen 
traurigen Höhepunkt erreichte das mit den Aussagen des 3. 
Nationalratspräsidenten Martin Graf von der FPÖ, der am 21. 
Mai 2009 in der „Neuen Freien Zeitung“ dem Präsidenten der 
Israelitischen Kultusgemeinde in Österreich unter anderem 
unterstellte ein Klima der politischen Brutalität zu schaffen 
und ihn als „Ziehvater des antifaschistischen Linksterroris-
mus“ bezeichnete. Diese klar antisemitischen ÄuSSerungen 
sind weder mit ethischen noch demokratischen Standards 
oder gar der Ausübung eines der höchsten Ämter im Staat ver-
einbar. 

Die Rechtspopulisten nützen die durch das Debakel neoli­
beraler Politik ausgelöste Finanz- und Wirtschaftskrise, um 
mit einem national-sozialen Kurs der Ausgrenzung und der 
Sündenbockpolitik zu punkten. Wenn die Politik in der Kri­
se den Eindruck entstehen lässt, dass Managern und Ban­
ken ohne Auflagen und ohne Limit geholfen wird, während 
die Arbeitslosigkeit und Armut dramatisch ansteigt, ist 
das Wasser auf die Mühlen der Rechtsextremen, Rassisten 
und Hetzer. Auch die nicht erfolgte Verbesserung des Lei­
stungsniveaus in  der Arbeitslosenversicherung und die 
Verzögerung der Mindestsicherung führen nicht zu einer 
Verbesserung. Wenn viele Menschen fühlen, hier wird den 
Verantwortlichen der Krise geholfen und für die Kosten 
der Verschuldung werden die sozial Schwachen herange­

zogen, ist es ein Leichtes mit Populismus Proteststimmen 
einzusammeln. Die Politik ist daher aufgefordert, sich für 
jene Menschen einzusetzen, die an der Armutsgrenze leben 
und sich unmissverständlich von den Rechtsextremen ab­
zugrenzen und ihnen nicht den Boden aufzubereiten.

Dass man mit rechtspopulistischer, rassistischer, antisemi-
tischer und rechtsextremer Hetze in Österreich Erfolg haben 
kann, bedeutet eine Niederlage und zugleich eine Warnung 
für alle Demokratinnen und Demokraten. 
Daraus sprechen ein grundsätzlicher Vertrauensverlust in 
die Problemlösungsfähigkeit des demokratischen Systems 
und ein Angriff auf die grundlegenden Werte von Freiheit 
und Gleichheit aller Menschen. Teilweise ist es den Rechts­
extremen bereits gelungen, die öffentliche Duldung und 
Anerkennung ihrer Einstellungen und Strukturen zu errei­
chen. Das ist deshalb möglich, weil die politisch Verantwort­
lichen diese Gefahr noch nicht ausreichend erkannt und 
die rechtsextremen Kräfte immer wieder in die politische 
Verantwortung eingebunden haben, anstatt ihnen mit der 
notwendigen kategorischen Ablehnung gegenüber treten. 

Menschen werden umso anfälliger für rechtsextreme Hetze 
und Angstmache, umso mehr sie sich selbst von Armut und 
Ausgrenzung betroffen fühlen. 
Insofern sind die schwerwiegenden Folgen der derzeitigen 
Finanz- und Wirtschaftskrise ein gefährlicher Nährboden. 
Dem kann man nicht begegnen, indem man sich von den 
Rechtspopulisten die Themen diktieren lässt. Sondern in­
dem man sich ihnen unmissverständlich entgegen stellt 
und sich in wichtigen sozial und wirtschaftspolitischen Fra­
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gen klar und im Sinne von sozialer gerechtigkeit positio­
niert.  

der kampf gegen rechtsextremismus und rechtspopulismus 
verlangt aber auch Zivilcourage und selbstbewusstsein. wer 
rassismus und antisemitismus dauerhaft das wasser abgra-
ben will, muss die demokratie als gesellschaftliches leitbild 
glaubwürdig und offensiv vertreten und stärken. daZu ge-
hÖrt auch das klare bekenntnis Zu einer vielfältigen gesell-
schaft, in der alle menschen unabhängig von religion, ge-
schlecht, ethnischer herkunft, sexueller orientierung, alter 
oder behinderung selbstverständlich gleichberechtigt sind. 

der widerstand gegen rechts muss sich allerdings auch in 
konkreten politischen massnahmen äussern:

 » In einer Sozialpolitik, die den Menschen in der Krise 
ein tragfähiges netz bietet und verhindert, dass immer 
mehr Menschen in die Armut abgleiten. dazu gehört 
eine Verbesserung der Bedingungen für Arbeitslose ge­
nauso wie die bedarfsorientierte Mindestsicherung und 
Investitionen in gesundheit, Bildung und Pensionen.

 » In einer Beschäftigungspolitik, die Arbeitsplätze schaff t, 
Arbeitsplätze sichert und allen Menschen Arbeitsplätze 
mit Perspektive anbietet.

 » gleichzeitig ist es notwendig, die rechtlichen Bedin­
gungen zur Bekämpfung der diskriminierung von Min­
derheiten zu verbessern.

 » demokratische Strukturen müssen im Kindesalter ver­
mittelt, bei Jugendlichen gestärkt und auch von erwach­

senen bewusst vertreten werden. das Kennen lernen 
anderer Kulturen muss zum Bildungsauftrag der Schulen 
gehören.

 » Auch bei der Integrations­ und Asylpolitik ist ein anderer 
Kurs notwendig. Integrations­ und Asylpolitik darf nicht al­
lein zu einer Frage der Sicherheitspolitik gemacht werden. 

im schulsYstem genauso wie am arbeitsmarkt müssen men-
schen mit migrationshintergrund faire chancen vorfinden. 

Antirassismus ist aber auch eine Aufgabe jedes und jeder 
einzelnen. Wir alle sind gefordert gegen diskriminierende 
und rassistische Äußerungen im Alltag, im berufl ichen Um­
feld und in der Politik aufzutreten uns aktiv gegen Ausgren­
zung und für ein friedliches Zusammenleben einzusetzen.

Antirassismus muss ein gelebtes Bekenntnis der gewerk­
schaften sein. die gewerkschaften müssen glaubwürdig 
die Interessen aller hier arbeitenden Menschen unabhängig 
von religion, geschlecht, ethnischer Herkunft, sexueller Ori­
entierung, Alter oder Behinderung vertreten. dies muss sich 
auch im erscheinungsbild widerspiegeln.

in den gefängnissen des faschismus und in der illegalität 
wurde die grundlage für die gründung der Österreichischen 
gewerkschaftsbewegung geschaffen. der gemeinsame kampf 
gegen faschismus und nationalsoZialismus war dabei antrieb 
und motivation. im sinne dieses antifaschistischen auftrags  
der Österreichischen gewerkschaftsbewegung: geben wir 
den rechten hetZern, die bewusst auf diffamierungen und 
tabubrüche setZen keine chance. weder in Österreich noch in 
europa. 

17. Ögb-bundeskongress 2009
30. juni bis 2. juli 2009
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gerechtigkeit für iranische arbeitnehmerinnen 

der Ögb-bundeskongress, der vom 30. juni – 2. juli 2009 in 
wien tagt, verfolgt die kontinuierliche und sYstematische 
 unterdrückung der arbeiterinnenbewegung im iran mit gro-
sser besorgnis. bei den friedlichen 1. mai – kundgebungen 2009 
wurden mehr als 100 personen verhaftet. die gewerkschafte-
rinnen werden Zumeist unter falschen anschuldigungen fest-
genommen.  

der ÖgB­Bundeskongress nimmt besorgt zur Kenntnis, dass 
fast zwei Millionen ArbeitnehmerInnen im Iran keine ent­
lohnung für ihre Arbeit erhalten ­ einige von ihnen seit fast 
zwei Jahren laut „Jährliche Übersicht über die Verletzung 
von gewerkschaftsrechten“ des Internationalen gewerk­
schaftsbundes (IgB) (2008). 

der ÖgB – Bundeskongress möchte jeder Arbeitnehmerin 
und jedem Arbeitnehmer, die/der sich gegen die Armut 
und einschränkung ihrer/seiner Freiheiten aufl ehnt, seine 
Hochachtung aussprechen.   

der ÖgB – Bundeskongress begrüßt die gemeinsame Kam­
pagne des Internationalen gewerkschaftsbundes (IgB) und 
der gewerkschaftlichen Brancheninternationalen (wie z.B. 
der der Internationalen transportarbeiterföderation und 
der Vereinigten Lebensmittel­, Landwirtschafts­ und Hotel­
arbeiterInnen) sowie von Amnesty International zur Unter­
stützung der ArbeitnehmerInnenrechte im Iran. 

der Ögb – bundeskongress unterstütZt die forderun-
gen der kampagne und fordert von der iranischen re-
gierung: 

 » die Freilassung aller verhafteten gewerkschafterInnen

 » die Anerkennung aller unabhängigen Arbeitneh­
merInnenorganisationen im Iran

 » die ratifi zierung der ILO­Konvention über die Vereini­
gungsfreiheit und das recht auf Kollektivvertragsver­
handlungen

 » die Wiedereinstellung ungerechtfertigt entlassener Ar­
beitnehmerInnen

initiativantrag der

gewerkschaft vida

einstimmige annahme
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